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N i e d e r s c h r i f t 

über eine ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 
am 17. Oktober 2022 

 

 
 
Die Mitglieder wurden durch Ladung vom 30.09.2022 ordnungsgemäß einberufen, die 
Ladung wurde 30.09./01.10.2022 zugestellt. 
Der Vorsitzende stellte zu Beginn fest, dass gegen die Ordnungsmäßigkeit der Ladung 
keine Einwendungen erhoben wurden und die Versammlung beschlussfähig war. 
 
Tagesordnung         Vorlagen-Nr. 
 

 Öffentlicher Teil  

1. Wahl eines Ortsgerichtsschöffen im Ortsgericht Grebenstein II 
- Beratung und Beschlussfassung - 

184/22 

2. Zusammenlegung der Schiedsamtsbezirke Grebenstein I und 
Grebenstein II 
- Beratung und Beschlussfassung - 

187/22 

3. Neufassung der Kostenbeitragssatzung für die Kindertagesstätte 
- Beratung und Beschlussfassung - 

182/22 

4. Kenntnisnahme des Beteiligungsberichtes 2022 der Stadt 
Grebenstein und Beschlussfassung über die Erstellung eines 
Gesamtabschlusses nach § 112 a Hessische Gemeindeordnung 
(HGO) 

205/22 

5. Regionale Kernforderungen zum Bahnprojekt "Kurve Kassel" 
- Beratung und Beschlussfassung - 

170/22 

6. Festlegung von Verkaufspreisen für die Bauplätze im 
Neubaugebiet Wassergraben 
- Beratung und Beschlussfassung - 

216/22 

7. Beschluss über die Aufstellung der 3. Änderung des 
Bebauungsplans Grebenstein Nr. 13 „Auf dem Cellicken“ gem. § 
2 (1) BauGB zur Änderung der inneren Erschließung des 
Gebietes und Durchführung der Verfahren zur Beteiligung der 
Öffentlichkeit sowie der Behörden gem. §§ 3 (2) und 4 (2) 
BauGB 
- Beratung und Beschlussfassung - 

203/22 

8. Beschluss über die Behandlung der in den Verfahren zur 
Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB sowie der 
Behörden gem. § 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen, 
Änderung der Planunterlagen gemäß Vorlage und Beschluss 
der 1. Änderung des B-Plans Nr. 7C "Überm Sauerthal" gem. § 
10 (1) BauGB als Satzung 
- Beratung und Beschlussfassung - 

229/22 

9. Landesprogramm Zukunft Innenstadt, Beschlussfassung zum 
Marktplatz 
- Beratung und Beschlussfassung - 

213/22 

10. SPD-Antrag zur Überprüfung der Löschwasserhydranten 218/22 

11. SPD-Antrag zur behindertengerechten Gestaltung von 
Gehwegen 

217/22 

12. GsD Antrag zur Anschaffung eines Sanitärcontäiners 227/22 
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13. Anfragen  

14. Mitteilungen  

 
  



Seite 3 von 16 

Vorlagen-Nr. 184/22 
 

Zu TOP 1) Wahl eines Ortsgerichtsschöffen im Ortsgericht Grebenstein II 
- Beratung und Beschlussfassung - 
 

 
Einstimmig, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 10 0 0 10 
GsD 9 0 0 9 
CDU 7 0 0 7 
FDP 2 0 0 2 
Summe 28 0 0 28 

 
fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss: 
 
Herr Jörg Tolle, wohnhaft Borneweg 4, 34393 Grebenstein, wird zum Ortsgerichts-
schöffen für das Ortsgericht Grebenstein II gewählt. 
 
 
 
Vorlagen-Nr. 187/22 
 

Zu TOP 2) Zusammenlegung der Schiedsamtsbezirke Grebenstein I und 
Grebenstein II 
- Beratung und Beschlussfassung - 
 

 
Bürgermeister Sutor zieht den Antrag zurück. 
 
 
 
Vorlagen-Nr. 182/22 
 

Zu TOP 3) Neufassung der Kostenbeitragssatzung für die Kindertagesstätte 
- Beratung und Beschlussfassung - 
 

 
Zu dem Beschlussvorschlag der Verwaltung liegen 4 Änderungsanträge der SPD 
Fraktion sowie ein Änderungsantrag der FDP Fraktion vor über die nacheinander 
abgestimmt wird. 
 
Auf Antrag der SPD Fraktion wird die Sitzung für 5 Minuten zur Beratung unterbrochen. 
 
Nach der Sitzungsunterbrechung wird der FDP-Antrag vom Antragsteller wie folgt 
umformuliert: 
 
Der bisherige § 2 der aktuell gültigen Kostenbeitragssatzung der Kindertagesstätte wird 
als neuer Absatz A in den § 2 des neuen Satzungsentwurfs mit dem Zusatz 
eingearbeitet, dass die Regelungen bis 31.07.2023 in Kraft bleiben. 
Die bisherigen Regelungen des § 2 des neuen Satzungsentwurfs werden unter dem 
neuen Absatz B mit dem Zusatz erfasst, dass diese Regelungen zum 01.08.2023 in Kraft 
treten. 
 
Auf Antrag der GSD-Fraktion wird die Sitzung erneut für 5 Minuten zur Beratung 
unterbrochen. 
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Nach der Sitzungsunterbrechung wird über den neu formulierten FDP-Antrag 
abgestimmt: 
 
Mehrheitlich, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 10 0 0 10 
GsD 6 1 2 9 
CDU 0 7 0 7 
FDP 2 0 0 2 
Summe 18 8 2 28 

 
fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss: 
 
Der FDP-Antrag wird angenommen. 
 
Daraufhin wird über die 4 Änderungsanträge der SPD nacheinander abgestimmt. 
 
 
Änderungsantrag 1: 
 
Auf Antrag der SPD-Fraktion wird die Sitzung für 5 Minuten zur Beratung unterbrochen. 
 
Nach der Sitzungsunterbrechung wird der SPD-Antrag vom Antragsteller zurückgezogen. 
 
 
Änderungsantrag 2: 
 
§2 Kostenbeitrag wird ergänzt um den Absatz 
 
Über die vereinbarte Betreuungszeit hinaus kann in begründeten Ausnahmefällen (an bis 
zu maximal 5 Tagen im Monat) und nach vorheriger Zustimmung der Kindergartenleitung 
eine zusätzliche Betreuung gebucht werden. Ein Rechtsanspruch auf diese zusätzliche 
Betreuung besteht nicht.  
Der Kostenbeitrag für eine zusätzliche Betreuung in der Frühbetreuung (zwischen 7.00 
und 7.30 Uhr) beträgt je Inanspruchnahme 2,50 Euro.  
Der Kostenbeitrag für eine zusätzliche Betreuung von 1,5 Stunden der Kinder 
(Krippengruppe / Kindergartengruppe), die die Regelbetreuungszeit nach Modul A 
gewählt haben, beträgt 2,50 Euro. Der Kostenbeitrag für eine zusätzliche Betreuung von 
3 Stunden der Kinder (Krippengruppe / Kindergartengruppe), die die Regelbetreuungszeit 
nach Modul B gewählt haben, beträgt 5 Euro. Für Kinder, die die Regelbetreuungszeit 
nach Modul A gewählt haben, ist eine Kombination der beiden zusätzlichen 
Betreuungsmodule (1,5 Stunden + 3 Stunden) zum Kostenbeitrag von insgesamt 7,50 
Euro möglich.  
 
Mehrheitlich, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 10 0 0 10 
GsD 0 9 0 9 
CDU 0 7 0 7 
FDP 1 1 0 2 
Summe 11 17 0 28 

 
lehnt die Stadtverordnetenversammlung den 2. Änderungsantrag der SPD-Fraktion 
ab.  
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Änderungsantrag 3: 
 
§2 (4) (Kostenbeitrag) lautet neu:  
 
Die Kinder sind pünktlich abzuholen. Für Verspätungen außerhalb der gewählten 
Betreuungszeit kann die Kindergartenleitung pro angefangene viertel Stunde 
Kostenbeiträge in Höhe von 10,00 Euro erheben. 
 
Mehrheitlich, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 10 0 0 10 
GsD 6 1 2 9 
CDU 7 0 0 7 
FDP 2 0 0 2 
Summe 25 1 2 28 

 
nimmt die Stadtverordnetenversammlung den 3. Änderungsantrag der SPD-
Fraktion an. 
 
 
Änderungsantrag 4: 
 
§ 7 Abwicklung der Kostenbeiträge  
 
Absatz (3) lautet neu:  
Der Kostenbeitrag ist bei planmäßiger vorübergehender Schließung der Tageseinrichtung 
oder einzelner Gruppen (z. B. wegen Ferien, gesetzlicher Feiertage,  
Betriebsausflug, Fortbildung,) weiter zu zahlen. In Fällen von höherer Gewalt wie z. B. 
Brandschäden, Überschwemmungen, Personalausfall, Streiks und rechtmäßige 
Aussperrungen, Unterbrechungen der Strom- und Wasserversorgung, Ausfall der 
Heizung, Naturkatastrophen, weitere Elementarschäden und Krieg) entscheidet die 
Stadtverordnetenversammlung, ob der Kostenbeitrag weiterzuzahlen ist.  
 
Absatz (6) lautet neu (redaktionelle Änderung):  
Wenn ein Kind länger als zwei Monate unentschuldigt am Stück fehlt oder der 
Kostenbeitrag länger als zwei Monate nicht gezahlt wurde, kann der Magistrat das  
Kind vom Kita-Betrieb ausschließen 
 
Mehrheitlich, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 10 0 0 10 
GsD 8 1 0 9 
CDU 7 0 0 7 
FDP 2 0 0 2 
Summe 27 1 0 28 

 
nimmt die Stadtverordnetenversammlung den 4. Änderungsantrag der SPD-
Fraktion an. 
 
Bürgermeister Sutor weist auf einen redaktionellen Fehler im Satzungsentwurf hin. In § 3 
Abs. 1 lautet der Verweis richtig: „… nach § 2 Abs. 3 dieser Satzung …“. 
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Daraufhin wird über den vorgelegten Satzungsentwurf mit den zuvor beschlossenen 
Änderungen abgestimmt: 
 
Einstimmig, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 10 0 0 10 
GsD 9 0 0 9 
CDU 7 0 0 7 
FDP 2 0 0 2 
Summe 28 0 0 28 

 
fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die allen Stadtverordneten vorliegende 
Neufassung der Kostenbeitragssatzung der Kindertagesstätte Grebenstein mit den zuvor 
beschlossenen Änderungen. 
 
 
 
Vorlagen-Nr. 205/22 
 

Zu TOP 4) Kenntnisnahme des Beteiligungsberichtes 2022 der Stadt 
Grebenstein und Beschlussfassung über die Erstellung eines 
Gesamtabschlusses nach § 112 a Hessische Gemeindeordnung 
(HGO) 
 

 
Einstimmig, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 10 0 0 10 
GsD 9 0 0 9 
CDU 7 0 0 7 
FDP 2 0 0 2 
Summe 28 0 0 28 

 
fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss: 
 
Der Beteiligungsbericht 2022 der Stadt Grebenstein wird zur Kenntnis genommen. Der 
Bericht soll den Bürgerinnen und Bürgern durch Auslage im Rathaus bekanntgemacht 
sowie zur Einsichtnahme auf die Homepage der Stadt Grebenstein bereitgestellt werden.  
 
Die Stadtverordnetenversammlung stellt fest, dass die Jahresabschlüsse der im 
Beteiligungsbericht aufgeführten Unternehmen nicht mit dem Jahresabschluss der Stadt 
Grebenstein zusammengefasst werden müssen, da sie für die Stadt von nachrangiger 
Bedeutung sind. 
 
 
 
Vorlagen-Nr. 170/22 
 

Zu TOP 5) Regionale Kernforderungen zum Bahnprojekt "Kurve Kassel" 
- Beratung und Beschlussfassung - 
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Einstimmig, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 10 0 0 10 
GsD 9 0 0 9 
CDU 7 0 0 7 
FDP 2 0 0 2 
Summe 28 0 0 28 

 
fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Grebenstein beschließt die durch den 
Runden Tisch der Kurve Kassel erarbeiteten und nachfolgend beschriebenen Kern-
forderungen I, II und III als regionale Kernforderungen gem. § 5 der Bedarfsplanum-
setzungsvereinbarung (BUV). Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Grebenstein 
fordert die Vorhabenträgerin DB Netz AG auf, die Kernforderungen I bis III dem 
Deutschen Bundestag über das Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) 
zeitnah zur Beschlussfassung zuzuleiten. 
 

 Kernforderung I: Lärmschutz an den Bestandsstrecken: 

Aktuell ist die Region schon stark von Schienenverkehrslärm betroffen (vgl. 
Lärmkartierung des EBA). Mit der Zunahme der Zugzahlen wird sich dies noch 
verstärken. Die Region fordert daher für die Streckenabschnitte von Liebenau bis 
Vellmar der Strecke 2550 und von Vellmar bis Hann. Münden der Strecke 1732 im 
Bereich der Ortslagen zusätzliche aktive Lärmschutzmaßnahmen und nachrangig 
passive Lärmschutzmaßnahmen nach 16. BImSchV (Lärmvorsorge) auf Grund der 
zum Zeitpunkt der Planfeststellung gültigen Zugzahlenprognose gemäß der 
beigefügten Auflistung (Anlage 1).  
 
Die Kosten dafür belaufen sich auf ca. 218 Mio. EUR 
 
 

 Kernforderung II: Beseitigung kritischer Bahnübergänge 

Aktuell ist die Region stark von den Auswirkungen des Schienenverkehrs an 18 
Bahnübergängen betroffen. Die Schließzeiten der Schranken sind hoch. Durch die 
Zunahme des Schienenverkehrs nehmen die Schließzeiten weiter zu. Insbesondere 
für Feuerwehr, Rettungsdienst und Polizei ist dies nicht hinnehmbar. Auch läuft 
teilweise der Schulweg über diese Bahnübergänge. Die Region fordert daher auf 
Grundlage der aktuellen Zugzahlenprognose die Auflösung von 5 Bahnübergängen 
durch den Neubau von Unter- oder Überführungen gemäß der beigefügten Auflistung 
(Anlage 2). Die Maßnahmen sind nach Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG) zu 
finanzieren. Der Anteil der Bahn ist als Projektkosten aus dem Bedarfsplan zu 
finanzieren.  
 
Die Gesamtkosten dafür belaufen sich auf ca. 40 Mio. EUR 

 
 

 Kernforderung III: Erschütterungsschutz an der Bestandsstrecke 
 
In der Region werden entlang der Bestandsstrecken Erschütterungen wahrge-
nommen. Die Region fordert daher Erschütterungsschutz an den Bestandsstrecken 
durchzuführen. Schäden an Gebäuden durch Erschütterungen, aus Sicht der 
Anwohnenden verursacht durch den Bahnverkehr, wurden bisher in Fuldatal-
Ihringshausen wahrgenommen und festgestellt.  
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Die Schäden in Fuldatal-Ihringshausen befinden sich im Bereich des viergleisigen 
Streckenabschnitts, welcher teilweise in Tunnel-/Troglage liegt, und sind auf die 
vorhandenen geologischen Besonderheiten zurückzuführen. Mit der Zunahme der 
Zugzahlen wird sich dies noch verstärken.  
 
Für Fuldatal-Ihringshausen sollen aufgrund dieser besonderen Sachverhalte nach 
Beschluss der Kernforderung Erschütterungsmessungen nach DIN 41 50 an 6 
Gebäuden an der Ortsdurchfahrt Ihringshausen durchgeführt werden, um den 
aktuellen Zustand festzustellen. Sofern Überschreitungen der Anhaltswerte nach DIN 
41 50 vorliegen, ist ein Konzept zur Beseitigung im Zuge der Planfeststellung auf 
Grundlage der zum Zeitpunkt der Planfeststellung gültigen Zugzahlen zu erarbeiten. 
Die erforderlichen Mittel für die Umsetzung dieser Maßnahmen sind gesondert zur 
Beschlussfassung dem Deutschen Bundestag vorzulegen.  
 
Für Gutachter, Messkonzept und ggf. erforderliche Planung der Maßnahmen fallen 
Kosten (ohne Risikozuschlag) in Höhe von ca. 250 TEUR an. 

 
 
 
Vorlagen-Nr. 216/22 
 

Zu TOP 6) Festlegung von Verkaufspreisen für die Bauplätze im 
Neubaugebiet Wassergraben 
- Beratung und Beschlussfassung - 
 

 
Gem. § 25 HGO verlässt der Stadtverordnete Christoph Hold den Sitzungssaal. 
 
Vor der Abstimmung stellt der Stadtverordnete Peter Zanger den Antrag, dass sein 
Abstimmungsergebnis namentlich protokolliert wird. 
 
Mehrheitlich, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 9 1(Zanger) 0 10 
GsD 8 0 0 8 
CDU 7 0 0 7 
FDP 2 0 0 2 
Summe 26 1 0 27 

 
fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, dass die Bauplätze im Neubaugebiet 
Wassergraben für 160,00 EUR/m2 voll erschlossen, inklusive der Hausanschlüsse für 
Wasser und Kanal, die sich bereits auf den Baugrundstücken befinden, verkauft werden. 
Der Magistrat wird ermächtigt, die entsprechenden Grundstückskaufverträge mit dem 
zuvor festgelegtem Grundstückspreis abzuschließen. 
In den Grundstückskaufverträgen ist eine Bauverpflichtung von 36 Monaten aufzu-
nehmen. Dabei wird den Käufern das Recht eingeräumt, mit Vorrang vor dem vorstehend 
bewilligten Recht (Bauverpflichtung) Grundpfandrechte bis zum Betrag von 700.000,00 
EUR nebst Zinsen und sonstigen Nebenleistungen zusammen bis zu 30 % jährlich 
eintragen zu lassen.  
 
Der Stadtverordnete Christoph Hold kehrt in den Sitzungssaal zurück. Ihm wird das 
Abstimmungsergebnis mitgeteilt.  
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Vorlagen-Nr. 203/22 
 

Zu TOP 7) Beschluss über die Aufstellung der 3. Änderung des 
Bebauungsplans Grebenstein Nr. 13 "Auf dem Cellicken" gem. § 2 
(1) BauGB zur Änderung der inneren Erschließung des Gebietes 
und Durchführung der Verfahren zur Beteiligung der Öffentlichkeit 
sowie der Behörden gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB 
- Beratung und Beschlussfassung - 
 

 
Gemäß § 25 HGO verlässt der Stadtverordnete Kord Kayser für TOP 7 und TOP 8 den 
Sitzungssaal. 
 
Mehrheitlich, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 8 1 1 10 
GsD 8 0 0 8 
CDU 7 0 0 7 
FDP 2 0 0 2 
Summe 25 1 1 27 

 
fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung nimmt den beschriebenen Sachverhalt der geplanten 
3. Änderung des Bebauungsplans Grebenstein Nr. 13 "Auf dem Cellicken“ zur Kenntnis 
und beschließt die Einleitung des Änderungsverfahrens gem. § 2 (1) BauGB, die 
Durchführung als "Bebauungsplan der Innenentwicklung" gem. § 13a BauGB sowie die 
Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB. 
Die Verwaltung wird beauftragt, die erforderlichen Schritte zur Durchführung des 
Verfahrens zu veranlassen. 
 
 
 
Vorlagen-Nr. 229/22 
 

Zu TOP 8) Beschluss über die Behandlung der in den Verfahren zur 
Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB sowie der 
Behörden gem. § 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen, 
Änderungen der Planunterlagen gemäß Vorlage und Beschluss 
der 1. Änderung des B-Plans Nr. 7C „Überm Sauerthal“ gem.  
§ 10 (1) BauGB als Satzung 
- Beratung und Beschlussfassung - 
 

 
Gemäß § 25 HGO hat der Stadtverordnete Kord Kayser bereits ab TOP 7 den 
Sitzungssaal verlassen. 
 
Einstimmig, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 10 0 0 10 
GsD 8 0 0 8 
CDU 1 0 6 7 
FDP 2 0 0 2 
Summe 21 0 6 27 

  



Seite 10 von 16 

fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die von der Öffentlichkeit und den Behörden in 
den Verfahren nach §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB eingegangenen Stellungnahmen zur 
Kenntnis und beschließt deren Behandlung / Abwägung sowie die damit einhergehende 
Änderung der Planunterlagen wie in der Zusammenstellung und Abwägung der 
Stellungnahmen aufgeführt. 
Die entsprechend angepasste 1. Änderung des B-Plans wird gem. § 10 (1) BauGB als 
Satzung beschlossen. 
 
Der Stadtverordnete Kord Kayser kehrt in den Sitzungssaal zurück. Ihm werden die 
Abstimmungsergebnisse von TOP 7 und TOP 8 mitgeteilt. 
 
 
 
Vorlagen-Nr. 213/22 
 

Zu TOP 9) Landesprogramm Zukunft Innenstadt, Beschlussfassung zum 
Marktplatz 
- Beratung und Beschlussfassung - 
 

 
Einstimmig, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 10 0 0 10 
GsD 9 0 0 9 
CDU 7 0 0 7 
FDP 2 0 0 2 
Summe 28 0 0 28 

 
fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, dass der Marktplatz neugestaltet wird. 
Hierzu bilden die Planungen, wie sie im Rahmen der Bürgerbeteiligung am 17.09.2022 
vorgestellt wurden, die Grundlage. 
Eine Sperrung des Marktplatzes erfolgt anlassbezogen, d.h. wenn Veranstaltungen auf 
dem Marktplatz durchgeführt werden sollen. Grundsätzlich können alle Vereine und 
Gewerbetreibende die Durchführung von Veranstaltungen auf dem Marktplatz 
beantragen. Für die Genehmigung dieser Veranstaltungen ist der Magistrat zuständig. 
 
 
 
Vorlagen-Nr. 218/22 
 

Zu TOP 10) SPD-Antrag zur Überprüfung der Löschwasserhydranten 
 

 
Die CDU Fraktion stellt hierzu einen neu formulierten Ergänzungsantrag über den wie 
folgt abgestimmt wird: 
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Mehrheitlich, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 9 0 1 10 
GsD 4 1 4 9 
CDU 7 0 0 7 
FDP 2 0 0 2 
Summe 22 1 5 28 

 
nimmt die Stadtverordnetenversammlung den Ergänzungsantrag wie folgt an: 
 
Die Stadt ist aufgefordert nachzuweisen, wie sie ihrer Verpflichtung zur Sicherstellung der 
Löschwasserversorgung nachkommt. 
 
Darauf ändert die SPD-Fraktion ihren ursprünglichen Antrag ab, in dem sie im ersten 
Satz das Wort „jährliche“ durch die Worte „einmalige vollständige“ ersetzt. 
 
Mehrheitlich, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 10 0 0 10 
GsD 7 2 0 9 
CDU 7 0 0 7 
FDP 2 0 0 2 
Summe 26 2 0 28 

 
fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden ergänzten Beschluss: 
 
Der Magistrat wird beauftragt für eine einmalige vollständige Prüfung aller Hydranten der 
Stadt Grebenstein (Kernstadt und alle Stadtteile incl. Aussiedlungen) eine  
Kostenschätzung zu erstellen bzw. ein Angebot einzuholen.  
Sollte diese Prüfung durch Mitarbeiter des Bauhofes durchgeführt werden können,  
sollte auch hier eine Übersicht des Kostenaufwandes erstellt werden, sowie eine  
Stellungnahme des Bauamtes, ob die Prüfung mit dem vorhandenen Personal frist- 
und fachgerecht ausgeführt werden kann.  
Die Ergebnisse sollten in der nächsten Stadtverordnetensitzung vorgestellt werden. 
 
Die Stadt ist aufgefordert nachzuweisen, wie sie ihrer Verpflichtung zur Sicherstellung der 
Löschwasserversorgung nachkommt. 
 
 
 
Vorlagen-Nr. 217/22 
 

Zu TOP 11) SPD-Antrag zur behindertengerechten Gestaltung von Gehwegen 
 

 
Die SPD-Fraktion ändert ihren ursprünglichen Antrag wie folgt ab: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Magistrat, in Zusammenarbeit mit dem 
Behindertenbeauftragten / Inklusionsbeauftragten die Gehwege zum Friedhof in 
Grebenstein auf den baulichen Zustand und die Befahrbarkeit für Rollstühle/Rollatoren zu 
überprüfen.  
Es handelt sich konkret um den Weg entlang der Stadtmauer und dann parallel zur B 83 
hinter der Kreissporthalle zum Kelzer Weg und den Bürgersteig in der Hofgeismarer 
Straße um die Schule herum in den Kelzer Weg. 
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Wird nach der Prüfung ein Bedarf für Ausbesserungen gesehen, ist nach 
Kostenermittlung der Betrag im Haushalt 2023 einzuplanen. Über das Ergebnis ist bis 
spätestens 09.12.2022 zu berichten. 
 
Auf Antrag der CDU-Fraktion wird die Sitzung für 5 Minuten zur Beratung unterbrochen. 
 
Nach der Sitzungsunterbrechung wird über den Änderungsantrag abgestimmt. 
 
Mehrheitlich, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 9 0 1 10 
GsD 0 8 1 9 
CDU 0 7 0 7 
FDP 2 0 0 2 
Summe 11 15 2 28 

 
lehnt die Stadtverordnetenversammlung den Antrag ab. 
 
 
 
Vorlagen-Nr. 227/22 
 

Zu TOP 12) GsD Antrag zur Anschaffung eines Sanitärcontäiners 
 

 
Die GsD-Fraktion ändert ihren ursprünglichen Antrag wie folgt ab: 
 
Der Magistrat der Stadt Grebenstein wird beauftragt, die Beschaffung einer mobilen 
barrierefreien Sanitäranlage zu prüfen. Bei der Prüfung sind folgende Aspekte zu 
berücksichtigen: 

- Transportform: Abrollcontainer für Hakenliftgerät oder Anhänger 
- Ausstattungsmerkmale: zwei getrennte Abteile mit geschlechtsspezifischer 

Ausstattung, barrierefreier Zugang und Nutzung, Wickeltisch 
- Finanzierung: Verkauf des bestehenden Sanitärcontainers, Fördermittel 
- evtl. autarke Versorgung 
- Vermietung 
- Reinigung 

Die Anlage soll grundsätzlich so beschaffen sein, dass sie im gesamten Gemeindegebiet 
eingesetzt werden und für Veranstaltungen der Stadt, Vereine und andere Institutionen 
genutzt werden kann. 
Nach Kostenermittlung ist der entsprechende Betrag in den Haushalt 2023 einzuplanen. 
 
Auf Antrag der GsD-Fraktion wird die Sitzung für 5 Minuten zur Beratung unterbrochen. 
 
Nach der Sitzungsunterbrechung ändert die GsD-Fraktion ihren Änderungsantrag 
nochmals ab, indem sie den letzten Satz im Antrag streicht. 
 
Nun wird über den geänderten Antrag abgestimmt. 
 
  



Seite 13 von 16 

Mehrheitlich, mit folgendem Abstimmungsergebnis 
 
 Ja Nein Enthaltung Summe 
SPD 0 10 0 10 
GsD 9 0 0 9 
CDU 6 0 1 7 
FDP 0 2 0 2 
Summe 15 12 1 28 

 
fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Beschluss: 
 
Der Magistrat der Stadt Grebenstein wird beauftragt, die Beschaffung einer mobilen 
barrierefreien Sanitäranlage zu prüfen. Bei der Prüfung sind folgende Aspekte zu 
berücksichtigen: 
 

- Transportform: Abrollcontainer für Hakenliftgerät oder Anhänger 
- Ausstattungsmerkmale: zwei getrennte Abteile mit geschlechtsspezifischer 

Ausstattung, barrierefreier Zugang und Nutzung, Wickeltisch 
- Finanzierung: Verkauf des bestehenden Sanitärcontainers, Fördermittel 
- evtl. autarke Versorgung 
- Vermietung 
- Reinigung 

 
Die Anlage soll grundsätzlich so beschaffen sein, dass sie im gesamten Gemeindegebiet 
eingesetzt werden und für Veranstaltungen der Stadt, Vereine und andere Institutionen 
genutzt werden kann. 
 
 
 

Zu TOP 13) Anfragen 
 

 
1. GsD-Anfrage zu Geschwindigkeitstafeln 
 
Wurden die Geschwindigkeitstafeln angeschafft?  
Falls ja, wann und wo erfolgt die Montage?  
Falls nein, wann ist mit der Anschaffung und Montage zu rechnen?  
 
Die Geschwindigkeitstafeln wurden geliefert und werden in Kürze montiert und 
aufgehangen. 
Vorrangig werden zunächst die Ortseinfahrten und die Hofgeismarer Straße bestückt 
(siehe Mitteilungen Stadtverordnetenversammlung vom 18.07.2022). 
 
 
2. CDU-Anfrage zur Energie- und Wärmeversorgung in Grebenstein  
 
Gibt es bei der Stadt Grebenstein Überlegungen, die Energie- und Nahwärmeversorgung 
unabhängig von fossilen Brennstoffen zu betreiben?  
 
Am Beispiel von Rathaus/Sparkasse/Zehntscheune /Kirche unter Hinzunahme des 
Haxthausenhauses, der Hochzeitscafés und der Kulturwerkstatt wird untersucht, ob 
andere Heizformen in Frage kommen. Dabei zeichnet sich ab, dass ggfls. Holz als 
Brennstoff (Pellets o.ä.) zum Einsatz kommen könnten. Auch das Thema Geothermie 
wird dabei betrachtet. Die Untersuchungen sind noch am Laufen und noch nicht 
abgeschlossen. 
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Welche öffentlichen Förderungen kommen für Grebenstein als Klimakommune für solche 
Projekte in Betracht?  
 
Zunächst wird die technische Umsetzung geprüft. Im Anschluss wird nach möglichen 
Förderungen Ausschau gehalten. 
In der Regel erhalten Klima-Kommunen etwas höhere Zuschüsse (zumeist 10% höher als 
der Regelsatz). 
 
 
 

Zu TOP 14) Mitteilungen 
 

 
 
1. Feststellung zum Jahresabschluss 2021 und Mittelverwendung 
  
Die sich im Jahr 2021 ergebenen über- und außerplanmäßigen Ausgaben gem. § 100 
HGO (siehe Anlage) werden genehmigt. 
  
Der Magistrat beschließt die Übertragung von Ausgabeermächtigungen von 2021 in das 
Haushaltsjahr 2022 entsprechend der beigefügten Anlage (in Summe: Finanzhaushalt 
2.884.050 €, Ergebnishaushalt 415.220 €). 
  
Der Magistrat beschließt, die möglichen Kreditermächtigungen in voller Höhe in das 
Haushaltsjahr 2022 zu übertragen. 
 
Der Überschuss im ordentlichen Ergebnis von 1.377.496,35 € wird der Rücklage aus 
Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses zugeführt. 
  
Der Fehlbetrag im außerordentlichen Ergebnis von 16.055,82 € wird durch die Entnahme 
aus der aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses gebildeten Rücklage 
ausgeglichen. 
  
Der Fehlbetrag in der Wasserversorgung 2021 in Höhe von 32.015,62 € wird dem 
Sonderposten „Gebührenausgleich Wasserversorgung“ entnommen. 
Der Überschuss in der Abwasserbeseitigung 2021 in Höhe von 72.658,34 € wird dem 
Sonderposten „Gebührenausgleich Abwasserbeseitigung“ zugeführt. 
 
 
2. Bericht zum Haushaltsvollzug gemäß § 28 GemHVO 
  
Der Bericht zum Haushaltsvollzug mit Stand 31.08.2022 wird dem Protokoll zur Anlage 
beigefügt. 
Aufgrund der anhaltenden Probleme bei der Umstellung der Finanzsoftware konnte der 
Jahresabschluss 2021 nicht in der gesetzlichen Frist fertiggestellt werden. 
Auch liegen dem Bericht Annahmen zugrunde, da sich noch nicht alle Werte in der neuen 
Finanzsoftware befinden. Dies wird im Vorwort erläutert. 
Derzeit wird, unter den oben genannten Aspekten, mit einer deutlichen 
Ergebnisverbesserung um 496.000 € gerechnet. Damit wäre der Haushalt 2022 mit  
-39.000 € noch nicht ausgeglichen. 
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3. IKZ-Antrag im Programm „Starke Heimat“ abgelehnt 
 
Zusammen mit Calden und Liebenau wurde im Programm „Starke Heimat“ am 
02.11.2021 (!) ein Antrag zur Einführung einer Software zur Digitalisierung von 
kommunalen Bestandsimmobilien - Erfassung der Gebäudezustände - gestellt. Der 
weitergehende Antrag musste am 20.05.2022 digital auf einer Plattform eingereicht 
werden. 
Mit Schreiben vom 29.09.2022 wurde nun mitgeteilt, dass der Antrag abgelehnt wurde. 
Der Staatskanzlei ist er nicht innovativ genug, obwohl im selben Förderprogramm z.B. die 
Einführungen von Ratsinformationssystemen gefördert wurden. 
 
 
4. Stadtverordnetenbeschluss vom 18.07.2022 zur Einführung eines 9-€-Tickets 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hatte beschlossen, beim NVV die Kosten für ein 9-€-
Ticket für Fahrten zwischen den Stadtteilen zu erfragen. 
Hierauf hat der NVV mit Schreiben vom 06.10.2022 mitgeteilt, dass aufgrund der in Gang 
gesetzten Dynamik in der Neugestaltung von ÖPNV-Tarifen bzw. -Pauschalen keine 
weiteren Veränderungen in der zurzeit noch bestehenden NVV-Tarifgestaltung 
vorgenommen werden. 
Die komplette Antwort wird als Anlage zum Protokoll genommen. 
 
 
5. Planung von Fahrradabstellanlagen am Bahnhof in Grebenstein 
 
Für die Schaffung und Förderung von weiteren Fahrradabstellanlagen am Grebensteiner 
Bahnhof wurden Planungsleistungen angefragt. Die angefragten Ing.-Büros haben mit 
Hinweis auf keine freien Kapazitäten kein Angebot abgegeben bzw. Wurde in einem Fall 
erst gar nicht geantwortet. 
Die Verwaltung bemüht sich derzeit um weitere Planungsbüros. 
 
 
6. Planung der 11. Gruppe der Kita in der Kulturwerkstatt 
  
Es werden bauliche Anpassungsarbeiten von knapp 50.000 € erforderlich. Hinzu 
kommen noch Ausstattungskosten. Hierfür liegen noch keine Angebote vor. 
Die Kinderzahlen entwickeln sich weiter dramatisch. So sind vom Juli bis September, 
ohne Neubaugebiet, weitere 17 kindergartenpflichtige Kinder zugezogen und keine 
weggezogen. 
Es ist nicht auszuschließen, dass noch weitere Kita-Kapazitäten geschaffen werden 
müssen. 
Dabei ist nicht sichergestellt, dass das erforderliche Fachpersonal gewonnen werden 
kann. 
 
 
7. Ergebnisse der AG Burgberg 
  
Es wurde ein erster Maßnahmenplan aufgestellt, der im September final abgestimmt 
werden sollte. Die finalen Ergebnisse liegen noch nicht vor. 
Der Erstentwurf enthielt eine Kostenschätzung von mindestens 196.000 €, ohne eine 
abschließende Prüfung der tatsächlichen Umsetzungsmöglichkeiten. 
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8. Kreisstraße 51 nach Udenhausen 
  
Der Landkreis hat mitgeteilt, dass nunmehr die Machbarkeitsstudie zur Errichtung eines 
Radweges nach einem gemeinsamen Gespräch am 22.08.2022 in Auftrag gegeben 
worden ist. 
 
Aufgrund eines tragischen Verkehrsunfalls wurden noch einmal ein Antrag auf 
Überholverbot und Geschwindigkeitsbegrenzung auf der Kreisstraße gestellt, der von den 
Fachbehörden abgelehnt wurde. 
Die Kreisstraße ist trotz des schrecklichen Unfalls kein Unfallschwerpunkt und die 
Belastung entspricht einer durchschnittlichen Verkehrsbelastung. Der Landkreis Kassel 
ist überwiegend landwirtschaftlich geprägt und landwirtschaftliche Fahrzeuge gehören 
zum Straßenbild dazu. 
Die gesetzlichen Grundlagen rechtfertigen keine flächendeckenden 
Geschwindigkeitsbeschränkungen auf Kreisstraßen, denn die Charakteristik der 
Kreisstraße 51 ist für die Kreisstraßen im Landkreis Kassel typisch und weist keine 
Besonderheiten auf. 
 
 
9. Turmsanierungen 
  
Das zuständige Ministerium hat den enormen Kostensteigerungen der Turmsanierungen 
von 320.000 € auf 1,2 Mio. € und der damit verbundenen Mittelverschiebungen in den 
städtebaulichen Förderprogrammen zugestimmt. 
Somit werden rund 72% der Kosten durch Bundes- und Landesmittel getragen (rund 
864.000 €). 
 
 
10. Viehmarkt und GEMA 
  
Die an die GEMA zu zahlenden Kosten sind trotz Kommunalrabatt schon enorm: 

• Freitag, musikalischer Kaffeeklatsch 205,60 € 
• Freitag, DJ Tobi 246,70 € 
• Samstag, Singstars 20,56 € 
• Samstag, Warm Up mit DJ Tobi 246,70 € 
• Samstag, Partyband Echt Stark 775,28 € 
• Sonntag, Festumzug Spielmannszüge 82,24 € 
• Sonntag, Festumzug 232,13 € (jeder Festwagen 18,60 €) 
• Sonntag, Familie Hossa 775,28 € 
• Montag, Erichs fröhliche Musikanten und DJ Tobi 226,16 € 

zusammen: zzgl. 7% USt. = 3.007,44 € 
 
 
11. Stadtverordnetenbeschluss vom 16.05.2022 - FDP-Antrag zum Anbringen von 
Photovoltaikanlagen zur Stromversorgung auf städtischen Gebäude und Anlagen 
  
„Der Magistrat der Stadt Grebenstein wird beauftragt, zu prüfen, auf welchen weiteren 
städtischen Gebäuden und Anlagen Photovoltaikanlagen zur Erzeugung von Strom 
errichtet werden können. 
Die Prüfung sollte bis zu den Haushaltsberatungen für den Haushaltsplan 2023 erfolgt 
sein.“ 
  
Der Prüfbericht wurde am 06.10.2022 per E-Mail an alle Mandatsträger versandt. 
 


